
16.Jei\latt 9.Apri1 1954 

179/J 

der Abg. M 8 r k, C zer n e t z, H.o 1 z f' ein d und Genossen 

an den Bundesminister für lustiz, 

betreffend versuohteBeeinfluasung einer Zeugenaussage. 

Di& unterze1chnetenAbgeordneten erfuhren folgenden Snoh-

verhalt: 

Im Prozess gegen den ehemaligen Vorstand des Bezirksfürsorge­

amtes I><Sb11ng, der wegeIl Arnts'bissbrauches Qngeklagt war, stellte sioh 

die ÖVP-FUrsorserittin liBtzalik als E_ntlastungszeugin zur Verfügung • 

.Frau Matzslik erhielt darauf ein Sohreiben der Österreichisehen 

. Volkspartei, Landesparteilei tung Wien, mit folgendem Inhalt: 

'''!{ien, aa 25. 11.1954. 

Der Landeaparteivorstand hat am 22.d.besehlossen. Sie sem. 
§ 42, Abs.l, lit.d des Landaspa#teiorganisationsstatutes von Ihrer 
Funktion nls Fürsorgerat zu entheben, weil Sie -der ÖVP in poli­
tischer Hinsieht erheblichen Schaden zugefügt haben. 

.•.. ," Zur Segründ\1n8 dieses Beschlusses wirci auf naohstehende '.' . 
'Feststellungen verwiesen, welohesioh-alisei.neni htra#! der Bezirks ... 
pal'teileitung DCSbling vom 16.d.M.,·Obm./Ur/a61'54, al.1f' Einleitung 
eines Ehrenratsverfahrens, gegen .. Sie ergeben: 

1) Sie. haben sich in einem. strafverfahren gegen ,de~politisoJ'len 
'Gegner; den 'ehemaligen Fürsorgeamtsleiter von Döbling, frei-
. w1111g als Entlastullgszeugin angeboten, obgleioh Sie von der 
,Einschätz"ng seiner Person auf Grund sei~es tatsäohliohen Ver-
hal tensdliroh die öVP in Kenntnis gesetzt waren. 

2) Sie haben bei der AJntseinführung des neuen Fürsorgeamtsleiters 
von Döbling am ll.II.i954 den parteipolitisohen Ausführungen 
der bei·. diesem Anlass spreohenden SPÖ ... Ma;l.datare 'spontan Be.iiull 
gezollt und sioh dadu,roh in G'egensatz zu der inwiohtigen Ange­
legenheiten notwendigen Fraktionsdiaziplin gesetzt. 

~ie8e Feststellungen erschienen dem lßndesparteivorstand hin. ... 
. lällBl10h ,naohgewiesen, s.odass :ein ehrengeriohtliches FeststelllUlßs", 
•• rfQ):).r~nnioht einzuleiten war. . . 

Es steht I~n jedoch frei, gegen deJ;l vorstehenden Bes.chaid ... ' 
b1nnen einer Woche naoh dessen Z\1stellung Berufung an das Landes-' 
sChiedsgerioht Wi~n der ÖVP zU: ergre ifen.J)~· die.aer Berufung zufolge 
§ 42, Abs.' des Landeaparteiorganisationssthtutes ke~ne auf'~ohie"" 
bande Wirkung zukommt 9 werden Sie ersucht, Ihre Tätigkeit a~s :rur.;. 
sorgerätin der ÖVP a'Q sofort einzustellen und .. zwecks Ihrer En~lae.Wl8 
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die teehnischen Fragen im Zusammenhang mit Ihreo Funktions-
verlust unverzüglich mit d.em Bezirksparteisekretariat zu besprechen. 

Der Landesp~rteiobmann 
Polcsr 

(Nationalrat polc~} 

Nachri~htlich an: 
1) BPL XIX 
2) Parteianwalt 

e illße scllrie ben .~' 
·1 

F.d, 
ÖBt~rreichische Volkspartei 
Landesparteileitung Wien 

. Landesparteisekr. 
Le inka uf. 

(Leinkauf) 

EsersQheint im ersten Augenblick unfassbar, dass die ÖVP, 

die den Bundeskanzler und massge'bende Mitglieder der Bundesregierung 

stellt" ein Mitglied o~e Verfahren der Funktion als Fiirsorgerat ent­

hebt, we:i:l dies.es Parteimitglied nicht bereit war, sich der selbst-

. verständliohen Pflicht, als Zeuge' vor Gericht zu erscheinen, zu 

entziehen. 

Es ist i~ den ~ugen dieser Funktionäre der ÖVP, des Abgeord­

neten zum Natioll(\l1"at Polear und des Parteisekretärs Leinkauf die 'Zu­
fügung einee erhebliche~ Schadens in politisoher Hinsicht, wenn si~h 

ein Parteimi tgl1ed "fre~willig" als Entlastungszeuge anbiete t, ob-
. /. 

gleich das Mitelie4 "von der Einschätzung der Person d~s Angeklagten 

dut"ch .die efF in Kenntnis gesetzt war". 

Darausltann WQh~ geschlossen werden, dass aUoh Versuche unter­

nommen ~den, Frau Mat~alik davon abzuhalten, inrer zeugenpflicht 

zu genü,&ln. Es gibt kaum eine ärgere Beeinträohtigung einer geord­

neten Reohtspflege als die Behinderung oder Be~inflllBsung von Zeugen. 

Die gefertigten Abgeord~eten richten daher an den Herrn , 

Bundesminister die nachstehende 

Anfrage: 

Ist der Herr Bundesminister bereit, duroh den Staatsanwalt 

untersuchen zu lassen, pb Versllche unternommen wurden, FrQ~ Matzalik 
von der Zeugenaussage ai:>zuhal ten, ob das oben angetühl'te Sohreiben 
den Versuoh einer ungesetzlichen BeeinflllSsll1lg der ~ugenallssage . 
darstellt, und dengefe;rt·igten Abgeordneten über das Ergebnis der 
Untersllohung zu berichten? .-.-.... 
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